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D ass 
B e r g -

steigen (im Sommer 
und im Winter) eines der letz-
ten Refugien menschlicher Freiheit in 
einer verwalteten Welt ist, wird nicht nur durch 
Literatur und Medien vermittelt, jeder Bergsteiger kennt 
diese Gefühle aus eigener Erfahrung. Zu dieser Freiheit gehört auch 
der freie, eben nicht behinderte Zugang zur alpinen Natur in all 
ihren Erscheinungsformen. Von daher berührt es den Bergstei-
ger emotional, wenn seinem Bewegungsdrang durch Verbote und 
Sperren Grenzen gesetzt werden.

Emotionale Reaktionen

Solche Grenzen wurden in den letzten Jahren immer häu-
figer gezogen und führten auch zu – häufig sehr emotionalen 

– Reaktionen der Bergsteiger und der alpinen Vereine. Die 

Sperrung von Ski-
touren und Kletter-

routen durch Jagdbehör-
den, Restriktionen beim 

Mountainbiken,  Verbote 
des Pistentourengehens be-

ziehungsweise Versuche, sol-
che Touren entgeltpflichtig zu 

machen, Vorstellungen über die Erhebung von Eintrittsge-
bühren in die Natur u.a.m. haben in den letzten Jahren die 
Wogen hochgehen lassen und auch Gerichte und Höchst-
gerichte mehrfach beschäftigt. Erst jüngst hatte der Oberste 
Gerichtshof entschieden, dass durch das Anbringen von Bohr-
haken und Eröffnung von Kletterrouten das Eigentumsrecht 
des Grundeigentümers verletzt wurde und dass solche Tätig-
keiten nicht vom freien Betretungsrecht im Sinne des § 33 
Forstgesetz erfasst sind. Eine Reihe von ähnlichen Prozessen 
sind noch anhängig.
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Der freie und kostenlose Zutritt zur Natur ist 
kein angeborenes Recht, aber ein hohes Gut, 

um das es sich lohnt zu kämpfen. Dabei ist 
aber Augenmaß gefragt.

Univ.-Prof. Dr. Karl Weber, 

Institut für Öffentliches Recht, Universität Innsbruck
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Betretungsfreiheit 
grenzenlos in der Natur?



Recht auf Naturgenuss?

Dieses höchstgerichtliche Urteil zeigt, dass Erwartungen und 
deren Einlösbarkeit oft weit auseinander liegen. Auch bei der Ar-
gumentation um das freie Betretungsrecht von Skipisten durch 
Tourengeher zeigen sich immer wieder rechtliche Argumente, die 
zwar vehement vorgebracht werden, einer genaueren inhaltlichen 
Prüfung aber nicht standhalten. So stellt sich nun die Frage, wie 
weit das Recht der Bergsteiger und Wanderer, die Natur beliebig 
zu betreten und zu nützen, reicht.

Ein verfassungsrechtlich verankertes Recht auf Naturgenuss und 
auf Betreten und Nutzung der Natur zu Erholungszwecken gibt es 
nicht. Gleichwohl gibt es aber ein verfassungsgesetzlich gewährleiste-
tes Recht auf Unverletzlichkeit des Eigentums. Schon von der grund-
rechtlichen Situation her ist die Position des Grundeigentümers eine 
grundsätzlich stärkere als die des Bergsteigers und Wanderers. Das 
Recht, Grund und Boden auch gegen den Willen des Eigentümers be-
liebig betreten zu können, kann nur durch eine staatliche, gesetzliche 
Ermächtigung begründet oder zivilrechtlich ersessen werden. Man 
spricht hier in der Rechtswissenschaft vom „Gemeingebrauch“. Ein 
solcher Gemeingebrauch kann gesetzlich begründet werden, wie dies 
etwa § 33 Forstgesetz zugunsten eines allgemeinen Betretungsrechts 
der Wälder zu Erholungszwecken oder die Wegefreiheitsgesetze 
einiger Länder für das Ödland vorsehen. 

Bewilligung der Grundeigentümer

Auch die Straßengesetze der Länder räumen allgemeine Benüt-
zungsrechte für Wanderwege ein. Es wird aber vielfach überse-
hen, dass auch der Gemeingebrauch vielfältigen Einschränkungen 
unterliegen kann. So verbietet es das Forstgesetz, Jungwälder zu 
betreten, es ermächtigen die Jagdgesetze und auch das Forstrecht 
zur Einrichtung befristeter Betretungsverbote, Flurschutzgesetze 
beschränken die Betretbarkeit von Wiesen und Felder auf die ve-
getationsfreie Zeit etc. Schließlich binden eine Reihe von Rechts-
vorschriften die Benützung der Natur und ihrer Ressourcen an die 
Bewilligung des Grundeigentümers. Alle diese Beschränkungen des 
Gemeingebrauchs sind zum Teil zur Wahrung öffentlicher Inter-
essen an der anderweitigen Nutzung von Grundflächen erlassen, 
vielfach dienen sie auch dem Schutz des Privateigentums, das ja ein 
grundrechtliches Fundament einer liberalen, marktwirtschaftlichen 
Staats- und Gesellschaftsordnung ist.

Entgelt bei Benutzung?

Der Gemeingebrauch ermöglicht es zwar allen Menschen, den 
Wald, Wanderwege und auch das Ödland zu gleichen Bedingungen 
zu betreten, der Gemeingebrauch enthält jedoch keine Beschrän-
kung des Eigentümers, für die Benützung seines Grundes und Bo-
dens auch ein Entgelt einzuheben. In der Öffentlichkeit wird dies 
sehr gerne verdrängt. Von daher sollte man mit rechtlichen Argu-
menten, die eine Entgeltsfreiheit jeglichen Betretungsrechts postu-
lieren wollen, sehr vorsichtig umgehen. Bei genauerer Betrachtung 
stellen sich nämlich solche Postulate sehr häufig als politische, nicht 
aber als rechtlich haltbare Argumente heraus. Was für mautpflichti-
ge Privatstraßen gilt, kann im Ergebnis auch für Skipisten und Wan-
derwege gelten. Die immer wieder gehörte Behauptung, es gäbe 

oben:

Klettern und Grundeigentum – ein wachsender Konfl ikt?

Foto:  P.  P lattner

unten:

Ein Recht  auf  Naturgenuss gibt  es  nicht!   

Foto:  N.  Freudenthaler

� |BERGAUF 02-2007

Titel | Besucherlenkung



ein gewissermaßen dem Men-
schen angeborenes Recht auf 
unentgeltliche Betretungsfrei-
heit in der Natur hält einer nä-
heren rechtlichen Betrachtung 
nicht stand. Ein solches Recht, 
wie es auch von verschiedenen 
Stimmen im Oesterreichischen 
Alpenverein immer wieder ar-
tikuliert wird, existiert sohin in 
Wahrheit nicht. 

Berufung auf politische 
Argumente

Deshalb sollte man sich auch 
bei der Diskussion um die freie 
Betretbarkeit der Natur weniger 
auf juristische als vielmehr auf 
politische Argumente berufen. Es gibt natürlich zahlreiche und 
auch überzeugende Argumente, die für den freien Zugang der Natur 
sprechen. Diese sind auch hinlänglich bekannt. Gleichwohl muss 
auch hier der Stellenwert des Grundeigentums beachtet und re-
spektiert werden. Dabei kann freilich differenziert werden. Wenn 
ein Wald, ein Berg, ein Seilbahn- und Pistenkomplex im Eigentum 
der öffentlichen Hand stehen, wird die sozialpflichtige Verfügung 
über das Eigentum vielleicht anders zu bewerten sein, als wenn es 
sich um echte Private handelt. Aus rechtlicher Sicht lässt sich aber 
auch aus dieser Unterscheidung nicht allzu viel gewinnen.

Bemühungen  
mit Augenmaß

Das freie Betretungsrecht der 
Natur ist ein hohes Gut, um das 
es sich zu kämpfen lohnt. Diese 
Bemühungen sollten aber mit 
Augenmaß erfolgen. Auch die 
Bergsteiger und Wanderer müs-
sen erkennen, dass sie dadurch, 
dass sie in Massen auftreten, auch 
Belastungen der Natur darstellen. 
Und diese Natur, die sie durch 
ihre massenweise Benützung 
belasten, steht eben nicht in ih-

rem Eigentum, sondern zumeist im Privateigentum anderer. Auch 
muss akzeptiert werden, dass nicht jede Behinderung des Gemein-
gebrauchs inakzeptabel ist. Da es sich in der Regel um Nutzungskon-
flikte handelt, müssen eben auch die Interessen anderer Naturnutzer 
zunächst ernst genommen werden. Erst vor diesem Hintergrund 
kann es gelingen, einen Interessenausgleich herzustellen, der eine 
breite Akzeptanz der Naturnutzung ermöglicht. Das Beharren auf 
rechtlichen Justamentstandpunkten, die in vielen Fällen auf töner-
nen Füßen stehen, wird hochgesteckte Erwartungshaltungen nicht 
einlösen können.		              			                    n

Auch beim Skitourengehen 

wird man immer wieder mit 

Gesetzen konfrontiert!
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Zu Konfl ikten mit  den 

Eigentümern kann es  auch in 

Klettergärten kommen 
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